
 

Oberverwaltungsgericht der Freien Hansestadt Bremen 

OVG: 1 LA 61/26 

VG: 1 K 398/24 

Beschluss 

In der Verwaltungsrechtssache 

  

 

– Kläger und Zulassungsantragsteller – 

Prozessbevollmächtigter: 

  

 

g e g e n  

die Bundesrepublik Deutschland, vertr. d. d. Bundesminister des Innern, dieser vertreten 

durch den Präsidenten des Bundesamts für Migration und Flüchtlinge,  

Frankenstraße 210, 90461 Nürnberg, - … -  

– Beklagte und Zulassungsantragsgegnerin – 

hat das Oberverwaltungsgericht der Freien Hansestadt Bremen - 1. Senat - durch den Prä-

sidenten des Oberverwaltungsgerichts Prof. Sperlich, die Richterin am Oberverwaltungs-

gericht Dr. Koch und die Richterin am Verwaltungsgericht Schröder am 20. Juli 2026 be-

schlossen: 

Der Antrag des Klägers, die Berufung gegen das Urteil des Verwal-

tungsgerichts der Freien Hansestadt Bremen - 1. Kammer - vom 

19. Januar 2026 zuzulassen, wird abgelehnt. 

Der Kläger trägt die Kosten des Berufungszulassungsverfahrens. 

Gerichtskosten werden nicht erhoben. 
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Gründe 

I. Der Kläger begehrt u.a. die Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft.  

 

Der im Jahr … geborene Kläger ist ägyptischer Staatsangehöriger mit arabischer Volkszu-

gehörigkeit. Er reiste nach eigenen Angaben im … in die Bundesrepublik ein und stellte 

am … einen Asylantrag, den das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge mit Bescheid 

vom … ablehnte.  

 

Die dagegen erhobene Klage hat das Verwaltungsgericht zunächst mit Gerichtsbescheid 

vom 23.10.2024 abgewiesen. Auf Antrag des Klägers hat das Verwaltungsgericht über die 

Klage mündlich verhandelt und diese mit Urteil vom 19.01.2026 abgewiesen. Zur Begrün-

dung hat es auf die Entscheidungsgründe des Gerichtsbescheides Bezug genommen und 

ergänzend ausgeführt, der Kläger habe sein Vorbringen zur angeblichen Blutrachefehde 

in der mündlichen Verhandlung weder vertieft noch um neue entscheidungsrelevante Ge-

sichtspunkte ergänzt. Er habe nicht glaubhaft vorgetragen, weshalb für ihn keine zumut-

bare inländische Fluchtalternative in einer der Großstädte Ägyptens bestehe. Sein Vortrag 

in der mündlichen Verhandlung habe sich insgesamt als unglaubhaft erwiesen. Er sei ober-

flächlich und pauschal geblieben. 

 

Mit dem vorliegenden Antrag auf Zulassung der Berufung, dem die Beklagte entgegenge-

treten ist, verfolgt der Kläger sein Begehren weiter. Wegen der weiteren Einzelheiten des 

Sach- und Streitstandes wird auf den Inhalt der Gerichtsakten verwiesen. 

 

II. Der Antrag auf Zulassung der Berufung hat keinen Erfolg. Der Kläger hat den allein 

geltend gemachten Zulassungsgrund der grundsätzlichen Bedeutung der Rechtssache 

nicht entsprechend den Anforderungen des § 78 Abs. 4 Satz 4 AsylG dargelegt. 

 

1. Eine Rechtssache hat grundsätzliche Bedeutung im Sinne des § 78 Abs. 3 Nr. 1 AsylG, 

wenn sie eine höchstrichterlich oder obergerichtlich noch nicht beantwortete Frage von 

allgemeiner Bedeutung aufwirft, die im angestrebten Berufungsverfahren entscheidungs-

erheblich und klärungsfähig wäre und im Interesse der Einheitlichkeit oder der Weiterent-

wicklung des Rechts einer fallübergreifenden Klärung in einem Berufungsverfahren bedarf. 

Diese Voraussetzungen sind nicht erfüllt, wenn sich die aufgeworfene Frage im Berufungs-

verfahren nicht stellen würde, wenn sie bereits geklärt ist bzw. aufgrund des Gesetzeswor-

tlauts mit Hilfe der üblichen Regeln sachgerechter Auslegung und auf der Grundlage der 

einschlägigen Rechtsprechung ohne Durchführung eines Berufungsverfahrens beantwor-

tet werden kann oder wenn sie einer abstrakten Klärung nicht zugänglich ist (vgl. OVG 

Bremen, Beschl. v. 12.08.2021 - 1 LA 328/21, juris Rn. 3 m.w.N.). Das diesbezügliche 
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Darlegungserfordernis nach § 78 Abs. 4 Satz 4 AsylG setzt unter anderem die Formulie-

rung einer bestimmten, ungeklärten und für die Berufungsentscheidung erheblichen Tat-

sachen- oder Rechtsfrage und die Angabe voraus, worin die über den Einzelfall hinausge-

hende Bedeutung besteht (OVG Bremen, Beschl. v. 31.08.2021 - 1 LA 312/20, juris Rn. 2). 

 

2. Der Kläger hat schon keine konkrete Frage formuliert, die er für grundsätzlich klärungs-

bedürftig hält.  

 

a) Soweit sich seinem Zulassungsvorbringen entnehmen lässt, er wolle geklärt wissen, „ob 

in Ägypten rechtsstaatliche Verhältnisse herrschen“, erfüllt er damit die Darlegungsvoraus-

setzungen nicht. 

 

Diese Frage ist bereits keiner fallübergreifenden Klärung zugänglich. Sie ist so pauschal 

und weit gefasst, dass es einer weiteren Konkretisierung anhand des jeweiligen Einzelfalls 

bedürfte, um sie zu beantworten. Damit entzieht sie sich einer generellen und damit „grund-

sätzlichen“ Klärungsfähigkeit (vgl. OVG Bremen, Beschl. v. 19.06.2026 - 1 LA 193/25, juris 

Rn. 13). Im Übrigen benennt der Kläger keinerlei Erkenntnismittel, um die Feststellungen 

des Verwaltungsgerichts dazu, dass in Ägypten grundsätzlich die Möglichkeit bestehe, sich 

an die Sicherheitsbehörden zu wenden, um Schutz vor Blutrachefehden zu erhalten, in 

Frage zu stellen.  

 

b) Soweit sich der Kläger darüber hinaus darauf beruft, eine grundsätzliche Bedeutung 

folge daraus, dass für ihn eine inländische Fluchtalternative nicht gegeben sei, knüpft er 

ausschließlich an die Würdigung seines Einzelfalls an. Inwieweit in diesem Zusammen-

hang ein etwaiger darüber hinausgehender Klärungsbedarf bestehen soll, erläutert er nicht. 

Sein Vorbringen erschöpft sich in der Rüge einer fehlerhaften Tatsachenwürdigung durch 

das Verwaltungsgericht. Ernstliche Zweifel an der Richtigkeit des Urteils im Sinne von 

§ 124 Abs. 2 Nr. 1 VwGO sind jedoch kein Zulassungsgrund nach § 78 Abs. 3 AsylG (OVG 

Bremen, Beschl. v. 15.05.2026 - 1 LA 309/25, juris Rn. 14). 

 

III. Die Kostenentscheidung folgt aus § 154 Abs. 2 VwGO. Gerichtskosten werden gemäß 

§ 83b AsylG nicht erhoben. 

 

Hinweis: 

Dieser Beschluss ist unanfechtbar (§ 80 AsylG). Mit der Ablehnung des Zulassungsantrags 

wird das Urteil des Verwaltungsgerichts rechtskräftig (§ 78 Abs. 5 Satz 2 AsylG). 
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gez. Prof. Sperlich gez. Dr. Koch gez. Schröder 


